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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 5. September 2016 
18. WP/60 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Alle Parteien haben Anlass nachzudenken. 

Das Abschneiden der CDU bei der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern 

ist enttäuschend, darum muss man nicht herumreden. Von einer erstmals im 

Landtag vertretenen Partei auf den dritten Platz verwiesen zu werden, ist eine 

bittere Erfahrung. Aber wir dürfen nicht ignorieren, dass die SPD und die 

Linkspartei noch größere Verluste eingefahren haben. Die Grünen sind sogar 

aus dem Schweriner Landtag ausgeschieden. Alle Parteien haben spürbar an 

die Protestpartei verloren. 

Die Wahl zeigt, dass die Flüchtlingspolitik den Ton der Debatte bestimmt hat. 

Die verbesserte Wirtschaftslage des Landes, die sinkende Arbeitslosigkeit, 

steigenden Löhne, steigende Renten, alles das spielte nur eine untergeordnete 

Rolle. Die Bürger haben Sorgen in der Flüchtlingsfrage: Werden nochmal so 

viele kommen wie im letzten Jahr? Kehren die Nicht-Verfolgten auch tatsäch-

lich in ihre Heimatländer zurück? 

Darauf geben wir als Union eine klare Antwort: Eine solche Situation wie im 

letzten Jahr wird sich nicht mehr wiederholen. Daran arbeiten wir seitdem mit 

aller Entschlossenheit auf nationaler und internationaler Ebene: Dazu gehört 

auch die Zusammenarbeit mit der Türkei, einem Partner, bei dem wir nicht 

mit allen Aktivitäten einverstanden sind. 
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Wir haben national das Asylrecht verschärft, wir stellen Milliarden für die In-

tegration zur Verfügung, wir lassen Flüchtlinge früher arbeiten. Aber es sind 

noch Vorhaben offen und hier sind SPD und Grüne gefordert: Sigmar Gabriel 

soll in den rot geführten Landesregierungen dafür sorgen, dass der Bundesrat 

Tunesien, Algerien und Marokko zu sicheren Herkunftsländern erklärt. Damit 

könnte er einen konkreten Beitrag zur weiteren Reduzierung der Asylbewer-

berzahlen leisten. 

Es bleibt auch noch einiges zu tun: Bei der Rückführung der abgelehnten Asyl-

bewerber müssen Bund und Länder ihre Anstrengungen verstärken. Der Schutz 

der EU-Außengrenzen muss intensiviert, Frontex zu einer richtigen europäi-

schen Grenzpolizei ausgebaut werden. Schließlich müssen wir unsere Erfolge 

auch besser kommunizieren, denn die Zahl der zu uns kommenden Flüchtlinge 

ist seit dem Frühjahr deutlich gesunken. 

Wir lassen uns den Mut nicht nehmen und packen weiter an, auch um die 

Wahlkämpfe in Niedersachsen und in Berlin zu unterstützen. Die Union ist 

und bleibt die Kraft, die die besten Antworten auf die vielen Herausforderun-

gen unserer Zeit hat. 

Stabilitätsanker Bundeshaushalt. 

Sowohl im Bundeshaushalt 2017 als auch in der mittelfristigen Finanzpla-

nung setzen wir unsere Schwerpunkte auf die innere und äußere Sicherheit 

sowie den Ausbau der Infrastrukturinvestitionen. Wir stocken etwa die Ausga-

ben für innere Sicherheit bis 2020 um insgesamt fast 2,6 Mrd. EUR auf. Für Ar-

beit und Soziales geben wir Milliarden mehr aus, in Bildung und Forschung 

investieren wir im nächsten Jahr 1,2 Mrd. EUR mehr – das alles zeigt: Wir in-

vestieren auf allen Gebieten, die den Bürgern konkret zu Gute kommen. 

Mit dem Bundeshaushalt 2017 haben wir zudem die Chance, die gesamte 

Wahlperiode ohne Neuverschuldung zu gestalten. Damit pflegen wir den Mar-

kenkern der Union, entlasten die jungen Generationen und erarbeiten dem 

Bund immer größere Spielräume der politischen Gestaltung. 

Ergebnisse der Klausurtagung des Fraktionsvorstandes. 

Auf der Klausurtagung des Fraktionsvorstandes haben wir uns in der vergan-

genen Woche nicht nur mit dem Bundeshaushalt beschäftigt, sondern auch 

die Weichen für mehr innere und äußere Sicherheit gestellt. Unser Gast, 

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, sprach sich für eine klare Haltung ge-

genüber Russland aus und lobte den deutschen Einsatz für ein friedliches, 
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aber selbstbewusstes Europa. Gleichzeitig haben wir mit unserem Positions-

papier zur inneren Sicherheit weitere Möglichkeiten zusammengestellt, mit 

denen der islamistische Terrorismus bekämpft werden soll. Weiterhin wollen 

wir Kinderehen in Deutschland verbieten. Arrangierte Ehen mit 14 oder 15 

Jährigen sind mit unseren Werten unvereinbar. Schließlich haben wir be-

schlossen, die Digitalisierung der Bildung, der Wissenschaft und der For-

schung durch fünf zusätzliche Initiativen ab 2017 zu verstärken. 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haus-

haltsjahr 2017 (Haushaltsgesetz 2017) sowie Finanzplan des Bundes 2016 

bis 2020. Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble stellt den Regierungsent-

wurf mit seinen Schwerpunkten vor. Demnach bleibt der Bundeshaushalt in 

jedem Jahr bis 2020 ausgeglichen, wobei im kommenden Jahr eine Einnah-

men- und Ausgabensteigerung von jeweils 3,7 Prozent auf 328,7 Mrd. EUR ge-

plant ist. Die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote wird in diesem Jahr vo-

raussichtlich unter 70 Prozent des Bruttoinlandsprodukts sinken und soll bis 

zum Jahr 2020 unter die Maastricht-Grenze von 60 Prozent fallen. Das wäre 

dann das erste Mal seit dem Jahr 2002. 

Allgemeine Finanzdebatte. Die Aussprache beginnt mit einer Zusammenfas-

sung der Haushalte 2017 des Bundesministeriums der Finanzen, des Bundes-

rechnungshofes, der Bundesschuld und der Allgemeinen Finanzverwaltung. 

Bundesministerium des Innern. Die Ausgaben für die innere Sicherheit sol-

len bis 2020 deutlich um insgesamt fast 2,6 Mrd. EUR aufgestockt werden. 

Insbesondere werden die Sicherheitsbehörden wie das Bundeskriminalamt, 

die Bundespolizei und das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-

nik personell gestärkt. Im Regierungsentwurf sind für 2017 gut 2.000 neue 

Stellen vorgesehen. In den parlamentarischen Beratungen wollen wir 4.500 

weitere Stellen für den Zeitraum 2017 bis 2020 beschließen. Damit bleiben wir 

der Motor für die innere Sicherheit in der Koalition. Bislang weist der Regie-

rungsentwurf für 2017 Ausgaben in Höhe von rund 8,34 Mrd. EUR auf, d.h. 

rund 6,9 Prozent mehr als der Sollansatz 2016. 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. Die Ausgaben 

sollen um gut 10 Mio. EUR auf 735 Mio. EUR sinken. Das Ressort will seine 

Mittel für Marktwächter verstetigen, einem Frühwarnsystem zur Vermeidung 

struktureller Verbraucherprobleme, für das Schwerpunktverbraucherzentra-

len gebildet wurden. Überdies will das Ressort Investitionen in seine Ausstat-

tung mit Informationstechnologie nachholen und fortschreiben. 
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Bundesministerium für Bildung und Forschung. Der Etat genießt bei uns 

weiterhin hohe Priorität. 2017 stehen im Regierungsentwurf knapp 17,6 Mrd. 

EUR zur Verfügung. Gegenüber 2016 ist dies ein Aufwuchs von rund 1,2 Mrd. 

EUR. Im Vergleich zum Regierungsantritt im Jahr 2005 ist das mehr als das 

Doppelte. Für den Hochschulpakt stehen damit rund 2,8 Mrd. EUR zur Verfü-

gung, der Pakt für Forschung und Innovation wird fortgesetzt. Die Ausgaben 

für die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft, die 

Mitgliedseinrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm 

Leibniz, die Fraunhofer-Gesellschaft und die Zentren der Helmholtz-Gemein-

schaft werden erneut um 3 Prozent gesteigert, und zwar allein durch den 

Bund. 

Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt. Es findet eine Generaldebatte zur 

Regierungspolitik statt. In dem Einzelplan sind auch die Mittel der Beauftrag-

ten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, der Be-

auftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien sowie des Bundesbe-

auftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 

DDR enthalten. 

Auswärtiges Amt. Die Ausgaben sinken laut Regierungsentwurf um 4,3 Pro-

zent auf 4,6 Mrd. EUR. Maßgeblich dafür sind geringere Beiträge zu den Ver-

einten Nationen. Das Auswärtige Amt ist unter anderem für humanitäre Hilfs-

maßnahmen im Ausland und die Krisenprävention zuständig und erhält hier-

für zusätzliche Mittel in Höhe von 400 Mio. EUR. 

Bundesministerium der Verteidigung. Angesichts wachsender internatio-

naler Gefahren wird der Verteidigungshaushalt im Regierungsentwurf im 

kommenden Jahr um 1,7 Mrd. EUR auf rund 36,6 Mrd. EUR und im neuen Fi-

nanzplan um insgesamt rund 10,2 Mrd. EUR angehoben. Für internationale 

Einsätze ist im Regierungsentwurf für 2017 ein Anstieg der Zusatzausgaben 

um 370 Mio. EUR auf 730 Mio. EUR veranschlagt. Maßgeblich sind Einsätze 

gegen die Terrororganisation IS, in Mali, im Mittelmeer und in Afghanistan. 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung. Die Ausgaben sollen im Haushaltsjahr 2017 wiederum ein Rekordni-

veau erreichen und rund 8 Mrd. EUR betragen. Dabei wirken sich die Anstren-

gungen zur Bekämpfung der Fluchtursachen signifikant aus. Nach der letzten 

OECD-Statistik liegt Deutschland in absoluten Werten an dritter Stelle der Ge-

bernationen hinter den USA und Großbritannien. 
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Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Der Regierungsentwurf 

sieht für 2017 Ausgaben von rund 7,4 Mrd. EUR vor. Einen Schwerpunkt bildet 

die technologieoffene Förderung des innovativen Mittelstandes mit einem Ge-

samtvolumen von 804 Mio. EUR, 548 Mio. EUR davon entfallen auf das Zent-

rale Innovationsprogramm Mittelstand. Der Förderbereich Digitale Agenda 

soll mit rund 174 Mio. EUR gefördert werden. Hinzu kommt die Anfinanzie-

rung eines Mikroelektronikprogramms zur Steigerung von Innovations- und 

Wettbewerbsfähigkeit in der europäischen Industrie mit Ausgaben von 50 

Mio. EUR sowie Verpflichtungsermächtigungen von 800 Mio. EUR in 2017. 

Größter Ausgabenschwerpunkt des Einzelplans ist mit 1,6 Mrd. EUR der Be-

reich Luft- und Raumfahrt. 

Bundesministerium für Gesundheit. Der Regierungsentwurf enthält Ausga-

ben von insgesamt rund 15,1 Mrd. EUR. Der Bundeszuschuss für die gesetzli-

chen Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen an den Gesund-

heitsfonds soll 2017 gegenüber 2016 um 500 Mio. EUR auf 14,5 Mrd. EUR an-

gehoben werden und in dieser Höhe langfristig festgeschrieben werden. Die 

Ausgaben für die Förderung der freiwilligen privaten Pflegevorsorge erhöhen 

sich im kommenden Jahr aufgrund der Umsetzung des Anspruches auf eine 

staatliche Zulage für private Pflegezusatzversicherungen um rund 6,75 Mio. 

EUR auf rund 45,75 Mio. EUR. Die Ausgaben für Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Situation Pflegebedürftiger erhöhen sich auch wegen der Implemen-

tierung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs von 3,9 Mio. EUR im Jahr 2016 

auf 4,9 Mio. EUR. 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Die Ausgaben des größten 

Bundesetats sollen um 6,7 Prozent auf 138,6 Mrd. EUR ansteigen. Wegen der 

aktuellen Flüchtlingssituation steigen die Leistungen beim Arbeitslosengeld II 

und bei der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft und Hei-

zung. Für das geplante Bundesteilhabegesetz sind für die vier Jahre von 2017 

bis 2020 insgesamt gut 1,6 Mrd. EUR Haushaltsausgaben des Bundes berück-

sichtigt. Gemäß einer Einigung im Koalitionsausschuss darf im laufenden Ge-

setzgebungsverfahren diese Kostenbelastung des Bundes nicht überschritten 

werden. 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Der Regierungs-

entwurf sieht 2017 einen Ausgabenanstieg um rund 301 Mio. EUR auf rund 

5,9 Mrd. EUR vor. Schwerpunkt sind aufgrund des wirtschaftlich schwierigen 

Strukturwandels Zuschüsse von rund 3,9 Mrd. EUR zum agrarsozialen Siche-

rungssystem. Das Liquiditätsprogramm Milch sieht für Deutschland 58 Mio. 

EUR vor. Sofern es gesetzlich ausgestaltet wird, kann der Deutsche Bundestag 

bis zur Verabschiedung des Haushaltes noch erhöhen. Für präventiven Hoch-
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wasserschutz werden dem Etat wieder 100 Mio. EUR Euro bereitgestellt. Insge-

samt 40 Mio. EUR stehen für die Weiterentwicklung der Gemeinschaftsauf-

gabe im Bereich der ländlichen Entwicklung zur Verfügung, so dass nunmehr 

auch Investitionen in nichtlandwirtschaftlichen Kleinstbetrieben, in kleine 

Infrastrukturen oder auch zugunsten des ländlichen Tourismus gefördert wer-

den können. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Der Ein-

zelplan steigt auf rund 9,2 Mrd. EUR. Der weitaus größte Anteil entfällt auf das 

Elterngeld, das um 400 Mio. EUR auf 6,2 Mrd. EUR anwächst. Einen weiteren 

Schwerpunkt bilden Extremismusprävention und Demokratieförderung. Für 

vielfältige Programme im gesamten Bereich des Familienministeriums stehen 

insgesamt rund 1,55 Mrd. EUR zur Verfügung. 

Bundesministerium für Verkehr und Digitale Infrastruktur. Die Ausgaben 

sollen 2017 um 9,2 Prozent auf rund 26,8 Mrd. EUR ansteigen. Für Investitio-

nen in die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße und den kombi-

nierten Verkehr stehen rund 12,8 Mrd. EUR zur Verfügung. Dies ist ein Anstieg 

um rund 25 Prozent seit Beginn der Legislaturperiode. Für den Breitbandaus-

bau werden 2017 bis 2020 zusätzliche 1,3 Mrd. EUR zu den bisher vorgesehe-

nen 2,7 Mrd. EUR bereitgestellt. Damit sollen unterversorgte Gebiete, in denen 

kein privatwirtschaftlicher Netzausbau zu erwarten ist, unterstützt werden. 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit. Insgesamt sollen 5,45 Mrd. EUR bereit stehen. Für den Bereich sozialer 

Wohnungsbau sieht der Regierungsentwurf eine Verdoppelung der Zahlungen 

des Bundes an die Länder in den Jahren 2017 bis 2019 auf jährlich über 1 Mrd. 

EUR vor. Über die Verwendung weiterer für den Wohnungsbau eingestellter 

Mittel von 500 Mio. EUR pro Jahr ist in den Haushaltsberatungen zu entschei-

den. Für die soziale Stadtentwicklung und den Stadtumbau sind jährlich 300 

Mio. EUR an Programmmitteln zusätzlich vorgesehen. Die Programmmittel 

„Kriminalprävention durch Einbruchmittel“ werden im Regierungsentwurf 

um 40 Mio. EUR auf nunmehr 50 Mio. EUR aufgestockt. 

Schlussrunde Haushaltsgesetz 2017. Die Einzelplandebatten der Haushalts-

woche werden zusammengefasst, das Haushaltsgesetz 2017 wird in den Haus-

haltsausschuss verwiesen. 
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III. Daten und Fakten 

Deutschland profitiert von Globalisierung. Bedingt durch die voranschrei-

tende Globalisierung hat sich das deutsche Bruttoinlandsprodukt seit dem 

Jahr 1990 jährlich um durchschnittlich 1.130 EUR pro Kopf erhöht. Zu diesem 

Ergebnis kommt eine Studie der Bertelsmann Stiftung, die dazu die Auswir-

kungen der Globalisierung auf 42 Staaten – darunter sowohl Industrienatio-

nen als auch Schwellenländer – untersucht hat. Zwar geht die durch einen In-

dex gemessene Globalisierung seit der Wirtschafts- und Finanzkrise 2007 flä-

chendeckend zurück, trotzdem erzielt Deutschland zusammen mit weiteren 

Industrieländern wie Japan, der Schweiz, Finnland und Dänemark immer 

noch die höchsten globalisierungsbedingten Zuwächse beim Bruttoinlands-

produkt pro Kopf. Die fortschreitende Globalisierung sorgte dafür, dass das 

Bruttoinlandsprodukt in der Gesamtheit aller 42 untersuchten Länder seit 

1990 im Schnitt um fast 970 Mrd. EUR pro Jahr gewachsen ist – dies entspricht 

in etwa der Wirtschaftsleistung einer mittelgroßen Volkswirtschaft wie Spa-

nien oder Südkorea. 

(Quelle: Bertelsmann Stiftung) 

Einkommen steigen stärker als Mieten. Die Mieten bleiben in Deutschland 

in der Breite stabil oder werden relativ zum Einkommen sogar günstiger. Zwar 

stiegen die Mieten seit 2010 durchschnittlich um 10,2 Prozent, im gleichen 

Zeitraum erhöhten sich die durchschnittlichen Einkommen jedoch auch um 

11,5 Prozent. Wer 25 Prozent seines verfügbaren Einkommens für Miete aus-

gibt, bekommt durchschnittlich 94 Quadratmeter Wohnfläche – zwei Quadrat-

meter mehr als noch vor sechs Jahren. Im Landkreis Dingolfing-Landau reicht 

ein Viertel des Durchschnittseinkommens für 125 Quadratmeter Wohnfläche, 

in den Studentenstädten Trier, Freiburg, Heidelberg und Würzburg für ledig-

lich 60 Quadratmeter. Selbst in den Großstädten München und Frankfurt 

konnte die entsprechende Wohnfläche um einen beziehungsweise drei Quad-

ratmeter zulegen. Überproportionale Mietsteigerungen konzentrieren sich 

nach Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln auf wenige Orte wie 

Berlin, Stuttgart oder Dortmund, wo die Kaufkraft nicht im selben Maße stieg 

wie die Preise. 

(Quelle: IW Köln) 

Handel mit Kanada gestiegen. Nach vorläufigen Ergebnissen wurden zwi-

schen Deutschland und Kanada im Jahr 2015 Waren im Wert von insgesamt 

13,9 Mrd. EUR gehandelt. Das waren knapp 70 Prozent mehr als noch vor zehn 

Jahren. Kanada liegt damit auf Platz 31 der wichtigsten Handelspartner 

Deutschlands. Insgesamt exportierte Deutschland 2015 Waren im Wert von 

9,9 Mrd. EUR nach Kanada. Zu den wichtigsten Exportgütern zählten Kraftwa-

gen und Kraftwagenteile (2,9 Mrd. EUR) sowie Maschinen (1,6 Mrd. EUR). Die 
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Importe aus Kanada beliefen sich auf rund 4 Mrd. EUR. Wichtigste Importgü-

ter waren Erze mit einem Handelsvolumen von 656 Mio. EUR. 
(Quelle: Statistisches Bundesamt) 


